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MliMits oder Mlmiteilllmsches Regiment.
Es scheint ein eigenthümliches verhängnißvolles Geschick der Monarchen

zu sein, welche sich in Widerspruch mit Ansprüchen des Volkes und seiner Ver¬
treter befinden, daß durch ungeschickte Vertheidiger ihrer Ansichten Streitpunkte
erhoben und formulirt werden, die gerade von dieser Seite lieber vermieden
werden sollten, und daß so von Seite des Königthums eine theoretische Abklä¬
rung der thatsächlichen Zerwürfnisse angebahnt wird, welche nur zum Nach¬
theile der provocirenden Seite ausschlagen kann. So waren es die Schutz¬
schriften für Karl den Ersten von England von Hobbes und Salmasius über
die unbedingte Gehorsamspflicht der Unterthanen und weiter das Werk von
Filmer unter Jacob dem Zweiten, welche beidcmale den theoretischen Streit
eröffnete» und dadurch die berühmten Gegenschriften zu Gunsten des ver¬
fassungsmäßigen Gehorsams hervorriefen. So wird auch in Preußen, dessen
Zustände überhaupt in vielen Beziehungen an jene Stadien der englischenGe¬
schichte erinnern, grade von der Partei, welche die Ansprüche des Königthums
und des göttlichen Rechtes vertheidigt, die ganze Frage in eine Formel zu¬
gespitzt, die allerdings zur Klärung und schließlichen Lösung der jetzigen Ver¬
wirrung wesentlich beitragen muß, aber schwerlich zu Gunsten der Ansprüche
der Krone. Als im November 1858 die große Wendung in Preußen eintrat,
liberale Minister das Band des Vertrauens zwischen Krone und Volk knüpften
und ein aufrichtiger und wahrer Cvnstitutionalismus dem Volke zugesichert
wurde, da hielt man es gerade von liberaler Seite für gerathen, ja nöthig,
den Unterschied zwischen Constitutivnalismus und Parlamentarismus nachdrücklich
zu betonen und sich mit aller Bestimmtheit zu verwahren, daß der erstere den
letzteren im Gefolge haben werde. Man berief sich dafür auf die bekannten,
angeblich in Preußen obwaltenden Gründe, die Bedeutung des Königthums für
die ganze Entstehung und Entwicklung des Staates und die Nothwendigkeit
einer starken, allezeit schlagfertigen Executive.

Schreiber dieser Zeilen erlaubte sich bereits damals, einem der liberalen
Blatter, welches lebhaft mit Leitartikeln solchen Inhalts zu Felde zog. seine
bescheidenenBedenken auszusprechen, aber ohne Erfolg. Und doch ist, was
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seitdem in Preußen von oben und von unten gefehlt worden ist, eine mit
innerster Nothwendigkeit sich ergebende Konsequenz jener Unklarheit gewesen,
in welcher man sich über das Wesen des Parlamentarismus befand und mit
übergroßer Schonung von Vorurtheilen oder blinder Vertrauensseligkeit erhielt,
und es ist mit Zuversicht zu behaupten, daß Regierung wie Volk noch
manchen schweren Fehler begehen, manches schmerzliche Lehrgeld zahlen werden,
bis man auf beiden Seiten sich entschließt, solche Gespensterfurcht einer klaren
und nüchternen Prüfung weichen zu lassen..

Es kann nicht die Aufgabe dieser Blätter sein, aus die Lehre vom Parlamen¬
tarismus ausführlicher einzugehen; in aller Kürze sei nur an Folgendes erinnert.

. Das Repräsentativsystem erzeugt uu Staate einen Dualismus der Gewal¬
ten, der das einträchtige Zusammengehen beider voraussetzt, wenn die Staats¬
maschine in Thätigkeit verbleiben soll, und der dadurch die Gefahr erzeugt, daß
durch die Reibung beider Gewalten die Thätigkeit des Staates gehemmt, die
Erreichung der Staatszwecke in Frage gestellt wird. Diese Gefahr ist um so
dringender, als bei dem Mangel einer Vermittelung dieses Dualismus beide
Gewalten die natürliche Tendenz haben auszuarten. Die Negierung wird,
wenn sie überhaupt an der Verfassung festhalten will, unwiderstehlich zu miß¬
liebiger Beeinflussung der Wahlen getrieben, die Vertretung aber, welche nie
die Aussicht hat, die Durchführung ihrer Wünsche selbst in die Hand nehmen
zu tonnen und zu sollen, mißt ihre Wünsche nicht nach dem Maß des Erreich¬
baren, stellt ihre Principforderungen ohne Rücksicht auf die zeitweilige Oppor¬
tunist derselben, übt das Recht, welches ihr am unbestreitbarsten zukommt
und ihr die größte Macht verleiht, das Steuerbewilligungsrecht mit Kleinlichkeit
aus und wird sich schwer dazu verstehen, der Negierung zu großen, w^taus-
holendcn Plänen die Mittel in die Hand zu geben. Namentlich zeigen sich
diese Uebelstände in der Bildung der Parteien. Diese gruppiren sich nicht um
die concrete staatliche Lage, sondern um das Mehr oder Minder freiheitlicher
Forderungen. Bei dem Mangel an Einfluß auf d>e Regierung schwindet ihnen
leicht die Disciplin, und vorzüglich die Mittelpartcien sind, da sie das Minder
ihres Freiheitskatcchismus nicht durch ein Mehr an Macht ersetzen tonnen,
einer unaufhörlichen Zerreibung ausgesetzt. Das einzige Rettungsmittel aus
diesem Dualismus ist das parlamentarische Shstem, welches die Krone ihre
Rathe aus der jeweiligen Mehrheit der Vertretung nehmen läßt und somit sich
die Uebereinstimmung mit der Vertretung des Volkes sichert.*)

Nun wohl, in diesen kurzen Andeutungen ist die ganze Geschichte des
preußischen Verfassungslebcns, insbesondere seit 1858, enthalten. Es sollen

^ Statt alles Weiteren sei verwiesen auf Wohl, Geschichte und Literatur der Staats-
wissmschast I. S. 283 fg. u. d. Viert.-I.-Schrift: „Das Repräscntativsystcm,seine Mängel
und die Heilmittel." (1LS2. Nr. 3.)
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keine Vorwürfe erhoben werden, am allerwenigsten gegen die Männer, welche
unter unendlichen Schwierigkeiten und mit großer Aufopferung drei Jahre hin¬
durch bemüht waren, den preußischen , Staat in die Bahn gesunder freiheitlicher
Entwicklung zu bringen. Es soll ebensowenig die Anforderung gestellt werden,
daß sie bei ihrer Berufung zu Leitern des Staates frei und offen die Grund¬
sätze des Parlamentarismus hätten bekennen sollen. Aber soll aus der Prü¬
fung der Vergangenheit ein Gewinn für die Zukunft gezogen werden, so müs¬
sen auch die begangenen Fehler freimüthig genannt werden, und dann ist als
oberster Fehler hervorzuheben, daß die liberalen Minister nicht jede Thätigkeit
ihrerseits davon abhängen ließen, daß wenigstens factisch die Voraussetzungen
eines parlamentarischen Systems hergestellt wurden, d. h. daß nur liberale Minister
das Cabinet bildeten. Sicher kann manches zu ihrer Entschuldigung gesagt wer¬
den. Einmal besaß zur Zeit ihrer Berufung ihre Partei gar nicht die Majorität,
sondern sie wurden tediglich durch die liberalen Sympathieen der Krone berufen.
Sodann mochten sie meinen, mit der Zeit die Gleichartigkeit des Cabincts er¬

zreichen zu tonnen und vorläufig der guten Sache mit Annahme der Abschlags¬
zahlung dienen zu müssen. Der Verlauf der Dinge hat leider diese Meinung ^
nicht als richtig erwiesen, und man darf wohl sagen, daß die Minister ihrer
Partei schweren Schaden zugefügt haben, der noch schwerer sein würde, wenn
die anderen Parteien nicht auch gesündigt hätten. Indem die abgetrctnen
Näthe der Krone sich mit nichthvmogcnen Elementen zu enger Solidarität ver¬
banden, zwangen sie ihre eigene Partei factisch in diese Solidarität hinein und
übertrugen auf diese einen guten Theil der Jmpopularität, in welcher die nicht¬
liberalen Minister zum Theil aus nur zu gerechten Gründen sich befanden.
Diese Lage war um so gefahrvoller, als in dem Herrenhause ein weiterer Fac-
tvr der Staatsgewalten gegeben war, welcher sich gegen die liberalen Tendenzen
der neuen Minister in offencnen Widerspruch setzte, und so wäre schon um
dieses Widerstandes willen geboten gewesen, einen starken Bund zwischen einem
in sich einigen Ministerium und der wahren Vertretung des Volkes zu schließen.
Das künstlich geschaffeneZerrbild würde dann sehr bald zu seiner wirklichen Nichtigkeit
zurückgeführt worden sein. So kam es denn, daß selbst die Durchführung
wirklich großer Maßregeln, wie die Negulirung der Grundsteuer, dem Volke
nicht das Vertrauen zu der Macht der liberalen Minister zu steigern vermochte,
und daß die Politik, welche der italienischen Verwickelung gegenüber eingeschlagen
wurde, trotz aller materiellen Billigung derselben doch den Eindruck der Schwäche
zurückließ. So geschah es ferner, daß nach Verlaus einer Wahlperiode die Par¬
tei auf das Heftigste angegriffen und der Schwäche beschuldigtwurde, welche,
die Schwierigkeiten der Verhältnisse würdigend, das Ministerium mit Schonung
und Rücksicht behandelt hatte. So erklärt sichs dann, daß eine Partei entstehen
konnte, welche ohne irgend welche neue politische Ideen, ohne staatsmännische
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Leiter ihren einzigen wirklichen Kernpunkt in der Rücksichtslosigkeitfand, mit
der sie in der Presse und in den Wahlreden dem Ministerium gegcnübcrtrat,
daß die liberale Partei je nach dem individuellen Wärmegrad der Rücksichten
ihrer Mitglieder in Fractivnen zerfuhr, welche die Disciplin der Partei vernich¬
teten, und daß, als Spott und Hohn an den preußischen Staat herantraten,
sich einflußreiche Stimmen zu Cynismen verirren konnten, wie: „kein Gut, kein
Blut", — Cynismen, die ein bleibender Schandfleck in dem Ehrenbuche einer Na¬
tion sind. So endlich kam es, daß jene drängende Partei ihre Todtschlagslaune
schließlich gerade gegen den liberalen Theil des Ministerium ausließ, und das
bei einer Gelegenheit, bei welcher sie recht schlagend beweisen sollte, daß sie
ebensowenig sachliche Bedenken gelten ließ, als persönliche. Das Abgeordne¬
tenhaus wurde aufgelöst, die liberalen Minister folgten ihm nach, und das
preußische Volk steht vor neuen Wahlen, in denen es nicht allein Unabhängig¬
keit und Energie, sondern auch Staatstlugheit und Einsicht beweisen soll.

In diesem Augenblickenun stellt das neue Ministerium dem preußischen
Volke die Frage: königliches oder parlamentarisches Regiment? wirft es, dein
Ausspruche Richard des Zweiten bei Shakespeare vertrauend:

^ „DeS Königs Nam' ist vierzigtauscudNamen",
die Autorität der Krone in den Kampf der Parteien hinein, und erklärt jeden Gegner
des jetzigen Ministeriums für einen Feind des Königs. Man hat das Ministerium
wegen dieser Taktik, welche den Monarchen in Kampf mit seinem Land setzt, ange¬
klagt, allein bei genauerem Zusehen wird man bekennen, daß, wenn es auch geschick¬
ter gewesen wäre, die Schroffheiten der Situation nicht so zu betonen, doch
factisch der Kampf kein anderer ist, als ein Kampf des Monarchen mit seinem
Volke. Der König hat seine Minister aus eigenster, frciester Entschließung ge¬
wählt, sie stützen sich auf keine Partei, sie finden ihren alleinigen Titel in dem
Willen des Königs, ihre Wahl sollte geflissentlich den Gegensatz zum Parlamen¬
tarismus ausdrücken, und so ist es denn auch — mag sie ausgesprochen wer¬
den oder nicht — die nvtbwcndige Folge, daß das Volk in seinen Wahlen zu
beweisen hat, Wie weit das königliche: „sie volo, sie .judeo" noch Einfluß auf
dasselbe hat, und es tan» nicht fehlen, daß die Würde und das Ansehen des
Königthums in Preußen in diesem ungleichen Kampf schwere Schädigung
erleidet, wie sie der Parlamentarismus der Krone nie zufügen läßt. Daß
nun aber die Frage, wie sie das Ministerium stellt: königliches oder par¬
lamentarisches Regiment? wenn sie von Versicherungen des Festhaltcns an der
Verfassung begleitet wird, nicht cvrrcct sein kann, braucht kaum bewiesen zu
werden. Denn diese Formulirung ignorirt den Dualismus der beiden Gewal¬
ten, oder setzt die Nothwendigkeit der absoluten Unterordnung der einen unter
die andere voraus, fordert also, indem es für königliches Regiment plaidirt,
factisch die Rehavilitirung deS Absolutismus.
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Soll überhaupt von Festhalten an der Verfassung noch die Rede sein, soll
diese die Basis des Kampfes bilden, so kann die Frage nur so gestellt werden:
„unvermittelte Spaltung der Gewalten, oder Parlamentarismus?" Steht aber-
die Perfassung überhaupt in Zweifel, dann wird es sich in Preußen um eine
andere Frage bandeln, um die des „unbedingten oder verfassungsmäßigen Ge¬
horsams", und vor den Trübsalen eines solchen Kampfes verschließt sich gern-

. das Auge jedes wahren Vaterlandöfreundes.
In Preußen scheint auch jetzt noch auf liberaler und fortgeschrittenerSeite

eine große Abneigung zu bestehen, auf eine ernsthafte Erörterung über den
Parlamentarismus einzugehen, und es mögen daher wohl nach der Beschaffen¬
heit, der preußischen Volksstimmung erhebliche Schwierigkeiten im Wege stehen.
Allein es ist trotzdem Pflicht, der Sache ernst ins Gesicht zu sehen und ihre
Bedeutung für Preußen überhaupt, wie sür den gegenwärtigen Moment zu
prüfen.

Noch jetzt ist wieder von liberaler Seite daran erinnert worden, daß das
preußische Königthum nach seiner ganzen Geschichte sich mit dem Parlamenta¬
rismus nicht befreunden tonne, und daß der preußische Staat ein starkes König¬
thum brauche. Was das Erste anbelangt, so kann es billig der Zeit anheim
gestellt werden, ob die preußischen Herrscher ihren Vortheil mehr darin erblicken
werden, das Ansehen der Krone und die Krast des Staates in Kämpfen mit
dem Volle zu verbrauchen, oder in richtiger Einsicht der Lebensaufgaben, die
dem preußischen Staate durch die Verträge von 1815 gestellt sind, sich an die
Spitze eines freien Volkes zu stellen. Was aber das Zweite betrifft, so leugnen
wir schlechtweg, daß der preußische Staat mit dem unvermittelten Dualismus
einer Verfassung stärker sei als mit einer parlamentarischen Regierung. Ver¬
trägt der preußische Staat die letztere nicht, so verträgt er überhaupt keine Ver¬
fassung. Wenn nun aber eine solche gerade eine Lebensbedingung des preußischen
Staates ist, so muß er auch nothwendig zum Parlamentarisinus sich entschließen,
dasern ihm Einheit des Willens und der Activu gewahrt bleiben soll. Tue
Seligkeit des Vertrauens, daß mit einer freien Versassung König und Volk in
gleichem Schritte und Tritte gehen werde, ist durch die letzten drei Jahre und
die neueste Wendung sür immer zerstört. Und — wohlverstanden, wir meinen
keinen geistlosen Parlamentarismus, welcher den König im glücklichenGenusse
seiner Eivilliste läßt und die Leitung des Staates nach dem Rcchenexempel je¬
weiliger Majoritäten ordnet; gerade in Deutschland wird bei der unfertigen,
durch vielfache politische Jrrgänge verfehlten Partcigestaltung die Heranbildung
regierungsfähiger Parteien, die Nutzbarmachung derselben für die Leitung des
Staates ein Riesenwerk sein, bei welchem einem genialen Monarchen die beste
Aufgabe zur Entfaltung ächter Staatsweisheit gegeben wäre.

Wir sind natürlich weit entfernt von dem Glauben, daß jetzt oder in naher
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Zeit das preußische Herrenhaus sich zum parlamentarischen Systeme bekennen
werde, und da das letztere eine Verständigung zwischen den beiden Gewalten
voraussetzt, so könnte es scheinen, als ob jede Erörterung der Frage jetzt
eine mißliche wäre. Wir sind dieser Meinung nicht. Einmal hat das klare
Erkennen eines Zieles, wenn es auch ein fernes ist, an sich schon großen Vor¬
theil. Sodann aber, meinen wir, hat die erkannte Wahrheit schon ihre un¬
mittelbare praktische Bedeutung für die bevorstehendenWahlen. Das preußische
Volt ist kaum noch einer so ernsten Prüfung seiner Einsicht und Tüchtigkeit
unterzogen worden. Es bedarf, um diese Prüfung zu bestehen, eines deutlichen
Bewußtseins ebensowohl über die letzten Ziele alc> über^die rechten Mittel und
Wege zu diesen Zielen.

Die jetzige Verwirrung scheint von dem Volke zu einer Frage zugespitzt
zu werden, die ihre großen Gefahren in sich birgt, zu der Frage nämlich: „wer
hatte Recht?" Die Parteien verfeinden sich unter einander; m der Wahlver¬
sammlung wird immer und immer wieder die für jeden Einsichtigen längst ent¬
schiedene Frage ventilirt: „wer hatte Recht, die Gegner oder die Freunde des
Hagen'schenAntrags?" und von Seiten der Fortschrittspartei schemt die ganze
Wahl zur Berathung und Beschlußfassung eines Vertrauensvotums für das
aufgelöste Abgeordnetenhaus gestempelt werden zu sollen. Wäre Aussicht vor¬
handen, daß dem Theile, welchem das Volk durch seine Wahlen Recht gibt,
auch die Krone Recht geben würde, so läge allerdings die Frage in solcher
Einfachheit. Da dies nicht der Fall ist, so muß auch die Frage dem Volte an¬
ders gestellt werden, wenn nicht große Gefahren demselben erwachsen sollen.

Wir sind nun der Ansicht, daß das preußische Volt seine Maßnahmen so
zu treffen hat, als stände es bereits aus dem Boden des Parlamentarismus,
und namentlich danach trachten muß, die günstigen Rückwirkungen desselben auf
die Parteienbildung und den Eharalter der Vertretung sich bereits möglichst zu
eigen zu machen. Und dies führt zu einer R e v i s i o n d e r j e tz i g e n P a r t e i e n.
Eine Partei, die dem Anscheine nach eine hervorragende Stelle bei den Wah¬
len spielen zu sollen scheint, die Fortschrittspartei, hat streng genommen ihren
eigentlichen Kernpunkt: größere Rücksichtslosigkeit gegen das nichthomogeneMi¬
nisterium, verloren. Die liberale Partei andrerseits ist aus der ungesunden Lage,
in die sie durch die liberalen Minister gebracht war, erlöst. Der Zeitpunkt ist
also für eine Revision höchst günstig. Und nach welchem Gesichtspunktesoll diese
Revision erfolgen? Wir meinen, es ist vor Allem darauf hinzuwirken, daß sich eine
möglichst starte regierungsfähige Partei bildet, und die Regierungsfähigteit
bestimmt sich sowohl nach der Capacität der Parteiführer, als nach den Parteizwecken.
Es ist also danach zu trachten, daß Leute gewählt werden, denen die Negierung an¬
vertraut werden kann, und daß die Parteien, welche keine passenden Candidaten
für ein neues Ministerium zu besitzen glauben, sich zu einer aufrichtigen Unter-
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stützung wirklicher Kandidaten entschließen: und sodann, daß die Parteizwecke
genau nach dem Maße bemessen werden, nach welchem eine starke Regierung
in Preußen möglich ist. Und gerade in dieser Beziehung halten wir eine auf¬
richtige Verständigung der liberalen Parteien in Preußen für eben so nöthig
als möglicb. Dieselben haben sich während des Landtags über wichtige Fragen
verständigt, wir halten deshalb eine Verständigung auch über die Wahlen für
möglich. Die Wahlprogramme sind entstanden unter dem frischesten Eindrucke
der Vergangenheit, wir wünschen ein neues, gemeinsames, aus umsichtigster Er¬
wägung der Zukunft. Namentlich halten wir es weder für klug noch billig,
eine große mächtige Partei in einen alten Parteiunterschied zurückzwingen zu
wollen, der seinen Schwerpunkt gar nicht in der gegenwärtigen Verfassung hat.
Die Entdeckung, daß die Fortschrittspartei die alten Demokraten in sich schließt,
hat der liberalen Partei schwerlich großen Nutzen gebracht; die jetzigen Partei¬
unterschiede sind lediglich auf der Grundlage der Verfassung festzustellen, und
auf dieser Grundlage hat jede Partei ihre Zwecke zu entwickeln. An der libe¬
ralen oder sogenannten constitutionellen Partei dürfte es sein, zu einer Ver¬
ständigung mit der Fortschrittspartei die Initiative zu ergreifen. Sie frage die¬
selbe auf das Gewissen, mit welchem Programm sie sich getrauen würde, die
Regierung sofort in die Hand zu nehmen, und wenn die Partei sich nicht dazu
versteht, namentlich auch in der Militärfrage nicht, eine praktische Politik zu
befolgen, welche eine unmittelbare Uebernahme der Negierungsgeschäfte möglich
machen würde, so wird der Versuch einer Verständigung wahrhaftig nicbt zum
Nachtheile der constitutionellen Partei gewesen sein. Wir wünschen aber von
ganzem Herzen, daß die Verständigung zur Bildung einer starten regierungs¬
fähigen Partei gelingen möge, und halten die Möglichkeit des Gelingens gege¬
ben. Tritt diese Partei dem Lande und dem Monarchen gegenüber, dann ist
vielleicht die jetzige Krisis ein wohlthätiges Stadium in dem preußischen Ver¬
fassungsleben; gelingt die Verständigung nicht, dann wird vielleicht dem jetzi¬
gen Kampf ein noch schwererer folgen, der um den bedingten oder verfassungs¬
mäßigen Gehorsam, ein Kampf, der für das preußische Volk dann um so
schwerer sein würde, als es nicht frei von eigener Schuld wäre. —o —
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